Ja. Ich habe die bisherige Klage jetzt grundlegend auf die neue Strategie umgebaut und als umfassende Muster-Feststellungsklage ausgearbeitet.
Muster-Feststellungsklage – effektiver Rechtsschutz / Rundfunkbeitrag
Der zentrale Unterschied zur bisherigen Leistungsklage ist: Nicht mehr der Datenherausgabeanspruch steht im Mittelpunkt, sondern die Rechtsfolge der dokumentierten Datenverweigerung. Genau damit folgt die Klage jetzt eurem „51-Gerichte“-Ansatz: Der Kläger hat den Beitragsrechtsweg bereits erfolglos beschritten, die vier Gutachten lagen bereits vor, danach hat er die tatsächlich benötigten Erkenntniszugänge bei Landesrundfunkanstalt, ZDF, Deutschlandradio und Archiv konkret beantragt – und sämtliche Stellen haben abgelehnt.
Die Klage stellt deshalb im Kern die Frage:
Kann einem Beitragspflichtigen weiterhin entgegengehalten werden, er habe den vom Bundesverwaltungsgericht geforderten wissenschaftlich belastbaren Gesamtprogrammnachweis nicht erbracht, wenn er die hierfür konkret benötigten Erkenntniszugänge bei allen praktisch in Betracht kommenden datenhaltenden Stellen beantragt hat, sämtliche Zugänge abgelehnt wurden und ihm kein gleichwertiger, tatsächlich gangbarer Erkenntnisweg eröffnet wurde?
Das passt unmittelbar zu eurem Gesamtplan. Dort ist ausdrücklich vorgesehen, nicht erneut über die Programmqualität zu streiten, sondern die praktische Nutzbarkeit des höchstrichterlich eröffneten Rechtsschutzes zum Gegenstand zu machen und die Reaktionen der Gerichte anschließend bundesweit auszuwerten. Genau diese empirische Auswertung – § 86 VwGO behandelt oder nicht, Art. 19 Abs. 4 GG behandelt oder nicht, welche Alternative benennt das Gericht usw. – ist auch im „Leipziger Tatsachensturm“ als nächste Erkenntnisebene vorgesehen.
Besonders wichtig habe ich fünf Punkte eingebaut
Erstens: Das alte, verlorene Beitragsverfahren wird nicht verschwiegen oder kleingeredet, sondern bewusst zum Ausgangspunkt gemacht. Die Klage erklärt ausdrücklich: Der Kläger will keine Wiederaufnahme und keine Korrektur des alten Urteils. Das damalige Verfahren dokumentiert vielmehr, an welcher Stelle die tatsächliche Sachprüfung endete. Dafür gibt es einen individuellen Einsetzbereich, in den bei jedem der 51 Kläger nur noch eingetragen wird, wie das jeweilige Gericht mit V-Gutachten, Rundfunkalarm, Kurz-Gutachten, Grundlagenuntersuchung und Beweisanträgen umgegangen ist.
Das ist wichtig wegen § 121 VwGO: Rechtskraft bindet hinsichtlich dessen, worüber im früheren Streitgegenstand entschieden wurde. Die neue Klage baut deshalb bewusst auf einem später entstandenen Sachverhalt auf – den anschließend gestellten und abgelehnten Daten- und Forschungszugangsanträgen. (Gesetze im Internet)
Zweitens: Die vier Gutachten sind jetzt nicht einfach ein 400-Seiten-Anlagenberg, sondern bekommen jeweils eine klare Funktion. Das V-Gutachten beschreibt die strukturelle Beweisnot. Das Rundfunkalarm-Gutachten behandelt die alternative Kontrollschiene über Programmbeschwerden und Gremien. Das Kurz-Gutachten verbindet den materiellen Prüfungsgegenstand mit der Sachaufklärung. Die Grundlagenuntersuchung ordnet die Informationsasymmetrie prozessrechtlich ein.
Beim Rundfunkalarm habe ich bewusst seine belastbarere tatsächliche Aussage verwendet: 4.086 Ursprungsvorgänge, 118.627 Teilungen und 3.329 Rundfunkratsinformationen im Rohdatensatz; zugleich ist im untersuchten Material keine nach außen dokumentierte Korrekturwirkung ersichtlich. Damit behauptet die Klage nicht mehr, jede Beschwerde sei berechtigt gewesen. Sie zeigt vielmehr, weshalb ein bloßer Verweis auf diesen Weg die Erkenntnisfrage nicht beantwortet.
Drittens: Die Aussage des Bundesverwaltungsgerichts, die Substantiierungshürde sei „nicht unüberwindbar“, wird nicht bekämpft – sondern zum Dreh- und Angelpunkt gemacht. Das ist strategisch entscheidend. Das BVerwG verlangt bei einem substantiierten Einwand grundsätzlich eine wissenschaftlich tragfähige Betrachtung des Gesamtprogramms, erklärt aber gleichzeitig, diese Hürde sei für einen Kläger nicht unüberwindbar. (Bundesverwaltungsgericht)
Die Klage sagt deshalb sinngemäß:
Gut. Dann hat der Kläger die Überwindbarkeit praktisch erprobt. Nun muss geklärt werden, wie die Hürde tatsächlich überwunden werden soll.
Das halte ich für eine viel stärkere Position als zu behaupten, das Bundesverwaltungsgericht habe sich geirrt.
Viertens: Ich habe die zwei wahrscheinlichsten Zulässigkeitsangriffe ausdrücklich abgefangen: Rechtskraft und Subsidiarität der Feststellungsklage.
§ 43 VwGO verlangt ein konkretes Rechtsverhältnis und ein berechtigtes Interesse und sieht grundsätzlich einen Vorrang von Leistungs- oder Gestaltungsklagen vor. (Gesetze im Internet) Deshalb erklärt die Klage ausführlich, warum der Streit nicht nur lautet „Gebt mir Datei X“, sondern welche rechtliche Folge die bereits erfolgte umfassende Verweigerung für die weitere Substantiierung im Beitragsrechtsverhältnis hat. Ein isolierter Leistungsanspruch gegen eine einzelne Stelle beantwortet diese Frage nicht.
Fünftens: Ich habe die Klage bewusst so angelegt, dass auch eine Abweisung für das Gesamtprojekt verwertbare Erkenntnisse erzeugt. Das Gericht wird im Ergebnis Stellung beziehen müssen zu Fragen wie:
· Ist der verlangte wissenschaftliche Nachweis ohne die beantragten Zugänge tatsächlich möglich?
· Falls ja: auf welchem konkreten Weg?
· Welche allgemein zugängliche Datengrundlage ersetzt Archive, Transkripte, Untertitel und Metadaten?
· Welche Bedeutung hat die vorherige Ablehnung durch sämtliche angefragten Stellen?
· Welche Rolle spielt § 86 VwGO?
· Welche Bedeutung besitzt Art. 19 Abs. 4 GG?
· Kann das frühere Scheitern des Beitragsverfahrens einfach erneut gegen den Kläger verwendet werden?
Damit wird aus jedem Verfahren tatsächlich ein Messpunkt für den späteren bundesweiten Datensatz. Das entspricht genau dem Projektgedanken, nicht nur Urteile zu sammeln, sondern gerichtliche Rechtsschutzpraxis empirisch zu dokumentieren.
Auch die Beweisseite ist jetzt deutlich umfangreicher
Die Klage regt unter anderem die Beiziehung des alten Beitragsverfahrens an, legt sämtliche vier Gutachten erneut vor, dokumentiert alle vier Zugangswege samt Ablehnungen und regt gerichtliche Aufklärung darüber an, welche Daten tatsächlich vorhanden sind, welche Zugangsformen bestanden hätten und weshalb auch Pilot-, Präsenz- oder geschützte Zugänge verweigert wurden.
Das passt auch zur Grundlagenuntersuchung: Sie behauptet ausdrücklich keine neue Beweisregel und keine automatische Beweislastumkehr. Ihr Ansatz ist vielmehr, dass Amtsermittlung, Mitwirkung entsprechend der jeweiligen Erkenntnismöglichkeiten und wissenschaftliche Rekonstruktion zusammenwirken müssen. Genau so habe ich es in der Klage formuliert.
Am Ende enthält das Dokument ein vollständiges Anlagenverzeichnis K1–K16, vom alten Urteil über die vier Gutachten bis zu sämtlichen neuen Anträgen, Ablehnungen und einer optionalen Übersicht der Parallelverfahren.
Die Klage ist jetzt 13 Seiten Kerntext plus Anlagenverzeichnis und bewusst so gebaut, dass für jeden der 51 Kläger im Wesentlichen nur Rubrum, Aktenzeichen, Daten des Altverfahrens und der Ablehnungsschreiben sowie wenige individuelle Absätze eingesetzt werden müssen.

